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3 
Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 

 
über den 

Jahresabschluss sowie die Entlastung des Verbandsvorstehers 
des Volkshochschulzweckverbandes Mettmann-Wülfrath 

für das Haushaltsjahr 2015 
 
Gem. § 96 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) wird der 

nachstehende Beschluss der Verbandsversammlung des Volkshochschulzweckverbandes Mettmann-

Wülfrath vom 12.12.2016 bekannt gemacht: 

 

a) Die Verbandsversammlung stellt gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemein-

schaftsarbeit NRW (GkG NRW) i.V.m. §§ 96 Abs. 1 und 101 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der z.Zt. gültigen Fassung den geprüften Jahresabschluss 

zum 31.12.2015 fest. 

 

b) Die Verbandsversammlung spricht gemäß § 96 GO NRW dem Verbandsvorsteher die Entlastung 

aus. 

 

c) Die Verbandsversammlung beschließt gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW den Jahresüberschuss in 
Höhe von 188.648,57 EUR gegen die Ausgleichsrücklage in Höhe von 7.003,41 EUR und gegen 
die Allgemeine Rücklage in Höhe von 181.645,16 EUR zu buchen. 

 
Der Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde hat mit Schreiben vom 15. Dezember 2016 von 
dem gemäß § 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen angezeigten Jah-
resabschluss 2015 des Volkshochschulzweckverbandes Mettmann-Wülfrath zur Kenntnis genommen 
worden. 
 

Die Schlussbilanz zum 31.12.2015 weist in verkürzter Form folgende Positionen aus: 

        
 

        

Aktiva 
  

€ 
 

Passiva 
  

€ 

         1. Anlagevermögen 
 

45.958,99 
 

1. Eigenkapital 
 

209.658,79 

         2. Umlaufvermögen 
 

214.502,53 
 

2. Sonderposten 
 

4.838,78 

         

     
3. Rückstellungen 

 
16.055,99 

         3. Aktive RAP 
 

297,84 
 

4.Verbindlichkeiten 
 

29.243,80 

         4. Nicht durch Eigenkapital 0 
 

5. Passive RAP 
 

962,00 

gedeckter Fehlbetrag 
               

 
        

         Summe  
  

260.759,36 
 

Summe 
  

260.759,36 
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Öffentliche Auslegung des Jahresabschlusses 2015 (gem. § 96 Abs.2) 

 

Der Jahresabschluss 2015 kann nebst Anhang und Lagebericht bis zur Feststellung des folgenden 

Jahresabschlusses während der Öffnungszeiten in der Volkshochschule Mettmann-Wülfrath,  

Schwarzbachstraße 28, 40822 Mettmann eingesehen werden. 

 

 

Mettmann, 12.01.2016 

 

 

gez. Sträßer 

Vorsitzender der Verbandsversammlung 
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Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 
 

über die 
beabsichtigte Einziehung von Straßenteilflächen der Straße 

„Am Königshof“ 
 
 
Die Stadt Mettmann beabsichtigt eine Einziehung für eine Straßenteilfläche der Straße Am Königshof 

Gemarkung Mettmann, Flur 24, Teilbereiche auf den Flurstücken 715, 717, 718, 719. 

 

Der Einzugsbereich ist im beiliegenden Lageplan dargestellt. 

 

Der Gemeingebrauch dieser Straßenteilfläche wird ausgeschlossen. 

 

Eine Karte, aus der der Bereich der Einziehung ersichtlich ist, kann im Zimmer N 312 bei der Stadt 

Mettmann eingesehen werden. 

 

Das Vorhaben wird gemäß § 7 Abs. 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-

Westfalen vom 23.09.1995 (GV NW S. 1028) – in der zu Zeit gültigen Fassung - bekannt gemacht, um 

Gelegenheit zu Einwendungen zu geben. 

 

Etwaige Einwendungen gegen die beabsichtigte Einziehung sind innerhalb von drei Monaten nach der 

Bekanntmachung schriftlich oder zur Niederschrift ab 09.01.2017 bei der Stadt Mettmann, Zimmer N 

312, Neanderstr. 85, 40822 Mettmann, während der Dienststunden zu erheben, und zwar 

 

Montags bis freitags von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr sowie donnerstags von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr. 
 
 
Mettmann, 13.01.2017 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Thomas Dinkelmann 
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5 
Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 

 
über die 

Satzung der Stadt Mettmann über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

(6. Änderung vom 13.12.2016) 
 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2013 (GV NRW S. 878) und §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Dezember 2011 (GV NRW S. 687) und des § 23 des Kinderbildungsgesetzes – KiBiz NRW hat der 
Rat der Stadt Mettmann in seiner Sitzung am 13.12.2016 folgende Änderung der Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Der Besuch einer Kindertageseinrichtung oder der Kindertagespflege ist freiwillig. Ein Rechts-

anspruch auf einen Platz in einer Tageseinrichtung für Kinder oder in der Kindertagespflege be-
steht entsprechend der bestehenden gesetzlichen Regelung des § 24 Sozialgesetzbuch (Ach-
tes Buch) Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII). Zwecks Feststellung der Nachfrage und zur Si-
cherstellung der rechtzeitigen Planung soll die Anmeldung möglichst frühzeitig erfolgen, spätes-
tens jedoch sechs Monate vor dem geplanten Aufnahmetermin. Ein Anspruch auf eine be-
stimmte Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege besteht nicht. Der Rechtsanspruch gilt 
als verwirkt, wenn ein angebotener Platz abgelehnt wird. Zur Betreuung in der Kindertagespfle-
ge wird auf die Richtlinien zur Ausgestaltung der Kindertagespflege der Stadt Mettmann verwie-
sen. 

(2) Die Kindertageseinrichtungen stehen in erster Linie allen Kindern offen, die ihren Hauptwohn-
sitz (Hauptwohnung der Familie im Sinne des Melderechts) in Mettmann haben. Auswärtige 
Kinder oder Kinder mit Nebenwohnsitz in Mettmann können in der Kindertageseinrichtung auf-
genommen werden, sofern freie Plätze vorhanden und die Kinder mit Hauptwohnsitz in Mett-
mann versorgt sind. Bei Wegzug aus Mettmann oder Begründung eines Nebenwohnsitzes des 
Kindes in Mettmann erlischt grundsätzlich der Anspruch auf einen Platz in einer Kindertagesein-
richtung der Stadt Mettmann zum Ende des Kindergartenjahres. Eine Ausnahme von dieser 
Regelung ist im Rahmen einer Einzelfallentscheidung möglich, die beim Jugendamt beantragt 
werden kann. 

(3) Für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung für Kinder oder der Kindertagespflege im Sin-
ne des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern in NRW (Kinderbildungsgesetz 
– KiBiz) erhebt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die Stadt Mettmann, gemäß § 23 KiBiz 
von den Beitragspflichtigen entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit öffentlich-

rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten, soweit kein Kostenausgleich nach § 21d KiBiz 
gegenüber dem Jugendamt des Wohnsitzes des Kindes geltend gemacht wird. Die Beiträge sind 
gemäß § 23 Abs. 5 KiBiz sozial gestaffelt und berücksichtigen sowohl die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der Beitragsschuldner als auch die unterschiedlichen Betreuungszeiten. 
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(4) Voraussetzung für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer Kindertageseinrichtung oder in 
der Kindertagespflege ist der Abschluss eines Betreuungsvertrages mit dem Träger der jeweili-
gen Einrichtung bzw. der Tagespflegeperson. Voraussetzung für den Besuch einer durch die 
Stadt Mettmann geförderten Kindertagespflege ist die Bewilligung der Kindertagespflege durch 
das Jugendamt. Mit der Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes erkennt der Beitrags-
schuldner diese Satzung an. 

(5) Der von der Stadt Mettmann ausgestellte Bescheid über die zu leistenden Elternbeiträge dient 
in Verbindung mit den Überweisungsbelegen als Nachweise für die Betreuungskosten zur Vor-
lage beim Finanzamt oder Arbeitgeber. Ein gesonderter Nachweis wird nur gegen eine Gebühr 
in Höhe von 10 € nach schriftlicher Beantragung ausgestellt. 

 

§ 2 
Beitragszeitraum 

 
(1) Die Beitragspflicht beginnt mit dem Beginn des Monats, in dem die Aufnahme des Kindes in ei-

ne Kindertageseinrichtung oder in eine Kindertagespflege erfolgt und endet mit Ablauf des Mo-
nats, in dem das Betreuungsverhältnis endet. Sollte eine Aufnahme nicht zum Ersten eines Mo-
nats erfolgen bzw. nicht zum Letzten eines Monats enden, so ist auch hier für den Monat der 
volle Beitrag zu zahlen. 

 
(2) Beiträge werden für jeden Monat erhoben, für den ein gültiger Betreuungsvertrag mit einer Kin-

dertageseinrichtung bzw. Kindertagespflege besteht und der Platz dem Kind zur Verfügung ge-
stellt wird (Beitragszeitraum). Das Zustandekommen eines Betreuungsvertrages wird dem Ju-
gendamt durch die Leitung der Kindertageseinrichtung bzw. der Kindertagespflegeperson mit-
geteilt.  

 
(3) Während des Beitragszeitraumes kann nach § 23 Abs. 4 KiBiz zusätzlich ein Essensgeld erho-

ben werden, das an den Träger der Kindertageseinrichtung bzw. an die Kindertagespflegeper-
son direkt zu entrichten ist.  

 
(4) Die Beitragspflicht wird durch die Schließungszeiten der Einrichtung, durch tatsächliche An- und 

Abwesenheiten der Kinder sowie durch vorübergehende Unterbrechungen oder Einschränkun-
gen der Betreuung, die vom Träger der Einrichtung nicht zu vertreten sind nicht berührt. Dies 
gilt gleichermaßen für die Inanspruchnahme von Leistungen der Kindertagespflege. 

 
 

§ 3 
Beitragspflichtiger Personenkreis 

 
(1) Elternbeitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellte Personen im Sinne 

des § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII, mit denen das Kind zusammenlebt und auf deren Veranlassung 
hin das Kind eine Kindertageseinrichtung oder eine Kindertagespflege besucht. 
 

(2) Lebt das Kind nachweislich lediglich mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle 
der Eltern.  

(3) Wird bei Vollzeitpflege gemäß § 33 Sozialgesetzbuch, Achtes Buch (SGB VIII) den Pflegeel-
tern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuergesetz (EStG) gewährt oder Kindergeld 
gezahlt, so treten die Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. 
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(4) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne des § 421 BGB. 

 
 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit des Beitrags 

 
(1) Die Elternbeiträge werden durch Bescheid gegenüber den Beitragspflichtigen für den jeweiligen 

Betreuungszeitraum festgesetzt und erhoben. Betreuungszeitraum in einer Tageseinrichtung für 
Kinder ist das Kindergartenjahr, dieses entspricht dem Schuljahr vom 01.08 eines Jahres zum 
31.07. des Folgejahres. Der Beitrag wird im Voraus in zwölf Monatsbeiträgen erhoben und ist 
jeweils am 5. eines Monats fällig. Betreuungszeitraum in der Kindertagespflege ist der mit der 
Kindertagespflegeperson vereinbarte Zeitraum. 
 

(2) Benötigt ein Kind nach der regulären Betreuung in einer Tageseinrichtung für Kinder oder offe-
nen Ganztagsschule weiterführende Betreuung bei einer Kindertagespflegeperson in Randzei-
ten, wird hierfür ebenfalls ein Elternbeitrag erhoben.  
Eine Beitragsbefreiung nach § 5 Absatz 1 und 3 kann nicht geltend gemacht werden. 

(3) Die Beitragszahlung erfolgt grundsätzlich bargeldlos mittels Einzugsermächtigung oder Über-
weisung unter Angabe des Kassenzeichens auf ein Konto der Stadtkasse Mettmann. 

(4) Änderungen der Festsetzung der Elternbeiträge aufgrund von gemeldeten Änderungen des Be-
treuungsumfanges werden ab dem Monat wirksam, in dem die Änderung des Betreuungsum-
fanges eintritt. Die Meldung erfolgt durch die Kindertageseinrichtung bzw. die Kindertagespfle-
geperson. 
 

(5) Änderungen des Kostenbeitrages in einer Tageseinrichtung für Kinder durch eine Änderung des 
Kindesalters werden vom ersten Tag des Monats wirksam in dem das Kind 3 Jahre alt wird.  
 

(6) Erfolgen Änderungen im Rahmen einer jährlichen Überprüfung, so wirken sich diese im Nach-
hinein immer auf die festzusetzenden Elternbeiträge des jeweiligen Kalenderjahres aus, in de-
nen das Kind die Kindertagesstätte tatsächlich besucht, bzw. für das die Kindertagespflege in 
Anspruch genommen wurde.  

(7) Nicht gezahlte Beiträge unterliegen dem Mahn- und Verwaltungsvollstreckungs-verfahren. 

(8) Besondere Regelung im Falle des interkommunalen Ausgleich gemäß § 21d KiBiz: 
a. Die Beitragspflicht beginnt mit dem Datum, an dem eine Gemeinde berechtigt (gemäß § 102 ff 

Sozialgesetzbuch –Zehntes Buch– Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz –SGB 
X) einen Kostenausgleich gemäß § 21d KiBiz geltend macht, weil ein Kind mit Hauptwohnsitz 
in Mettmann eine auswärtige öffentlich-geförderte Kindertageseinrichtung der Gemeinde be-
sucht. Die Regelungen dieser Satzung gelten dann entsprechend. 
 

b. Die Beitragspflicht endet für Kinder ohne Hauptwohnsitz in Mettmann zum Ende des Monats, 
in dem die Stadt Mettmann bei der Hauptwohnsitzgemeinde Kostenausgleich berechtigt ge-
mäß § 21d KiBiz geltend macht. Bereits vereinnahmte Kostenbeiträge ab dem Monat, der auf 
das Ende der Beitragspflicht folgt, werden an die Beitragsschuldner erstattet. Hinsichtlich der 
Heranziehung zu einem Kostenbeitrag findet in diesen Fällen die Satzung der Hauptwohnsitz-
gemeinde Anwendung. Die Erhebung eines Entgelts zur Mittagsverpflegung bleibt von dieser 
Regelung unberührt. 
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§ 5 
Beitragsbefreiung 

 
(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 3 an die Stelle der El-

tern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder werden in Kindertagespflege betreut, 
so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind.  
Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der 
höchste Beitrag zu zahlen. 

 
(2) Bezieher von rechtmäßigen Leistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende, 

SGB XII, Abs. 3 (Sozialhilfe) und/oder Kapitel 4 (Grundsicherung) sowie AsylbLG (Asylbewer-
berleistungsgesetz) sind von der Zahlung eines Elternbeitrages befreit. 
Auf Antrag sollen die Elternbeiträge vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn die Belastung den Beitragspflichtigen und dem Kind nicht zu-
zumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII).  
 

(3) Nach § 23 III KiBiz ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen durch 
Kinder, die am 01.08. des Folgejahres schulpflichtig werden, beitragsfrei. Für Kinder, die vorzei-
tig in die Schule aufgenommen werden, ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Kinderta-
geseinrichtungen ab dem Monat, der der verbindlichen Anmeldung zur Schule am 15.11. folgt, 
für maximal 12 Monate beitragsfrei. 
Weitere Kinder einer Familie in einer Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege sind wäh-
rend dieses Zeitraums ebenfalls beitragsfrei. 

 
 
§ 6 

Höhe des Elternbeitrags 

 
(1) Die Elternbeiträge sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen im 

Sinne des KiBiz gestaffelt. Die Leistungsfähigkeit ergibt sich aus dem bereinigten Bruttoein-
kommen.  

 
(2) Im Fall des § 3 Abs. 3 dieser Satzung ist ein Elternbeitrag zu leisten, der sich nach der Eltern-

beitragsstaffel für die zweite Einkommensstufe ergibt, es sei denn, dass sich aufgrund des Ein-
kommens ein niedrigerer Beitrag ergibt.  

 
(3) Die Höhe der Elternbeiträge ist der Anlage zu dieser Satzung zu entnehmen. Die Anlage ist Be-

standteil der Satzung. 
 
 

§ 7 
Ermittlung des Einkommens 

 
(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Beitragspflichtigen dem örtlichen Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommens-
gruppe gemäß der Anlage nach § 6 dieser Satzung ihren Kostenbeiträgen zugrunde zu legen 
ist. Maßgebend ist das Jahreseinkommen im laufenden Kalenderjahr. Da dieses sich nur ver-
gangenheitsbezogen ermitteln lässt, ist zur Prognoseberechnung für das voraussichtliche Jah-
reseinkommen grundsätzlich das Einkommen aus dem vorangegangenen Kalenderjahr maß-
gebend.  
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(2) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Beitragspflichti-
gen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes, bei Lohn- und Gehalts-
empfängern der Bruttojahreslohn. Von diesem Betrag ist mindestens die Werbungskostenpau-
schale abzuziehen. Wurden vom Finanzamt höhere Werbungskosten anerkannt, werden auch 
diese berücksichtigt. Bei Einkünften aus selbständiger Tätigkeit wird der Gewinn (Betriebsein-
nahmen abzüglich Betriebs-ausgaben), bei Einkünften aus Kapitalvermögen, Vermietung und 
Verpachtung die jeweilige Bruttoeinnahme zu Grunde gelegt. Ein Ausgleich mit Verlusten aus 
anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zu-
lässig, ebenso wie der Verlustvortrag aus Vorjahren. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 
sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes 
bestimmten öffentlichen Leistungen für die Beitragspflichtigen und das Kind, für das der Eltern-
beitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen.  
 

(3) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz wird nicht als Einkommen angerechnet. 
Das Elterngeld bleibt bis zum Sockelbetrag von 300 € bzw. 150 € analog zu § 10 Abs. 2 Bund-
eseltengeld- und Elternzeitgesetz anrechnungsfrei; darüber hinaus gehende Beträge werden 
als Einkommen angerechnet. 
 

(4) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine le-
benslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern (z.B. Beamte, Richter, Soldaten), dann ist dem nach 
dem Absatz 1 ermittelten Einkommen ein Betrag von 10% der Einkünfte aus dem Beschäfti-
gungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
 

(5) Für das dritte und jede weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu ge-
währenden Freibeträge von dem ermittelten Einkommen abzuziehen, wobei der Begriff „Kind“ 
im Sinne des § 32 Abs. 1 – 5 EStG angewandt wird. 
 

(6) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe, bei nicht fristgerecht oder unvollständig eingereichten 
Nachweisen wird der Kostenbeitrag nach der höchsten Einkommensgruppe festgesetzt.  
Beitragspflichtige, die sich selbst freiwillig der höchsten Einkommensgruppe zuordnen, müssen 
keine Belege vorlegen. 

 
§ 8 

Änderung des Einkommens 
 

(1) Zur Prüfung des Einkommens dienen als Grundlage die Einkommensteuerbescheide. Ist eine 
Veranlagung nicht durchgeführt worden oder nicht mehr aktuell, sind geeignete Nachweise zur 
Ermittlung des aktuellen Einkommens nach dieser Satzung vorzulegen. Abweichend hiervon ist 
das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde zu legen, wenn das Einkommen 
voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des vorausgegangenen 
Kalenderjahres. In diesem Fall sind ebenfalls auch Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar nicht im 
letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden Jahr anfallen (wie z.B. Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld). Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 4 auf 
das zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. 
 

(2) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraums verpflichtet, Verände-
rungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des El-
ternbeitrags maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen.  
 

(3) Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. 
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§ 9 

Kündigung 
 

(1) Die Kündigung eines Platzes in einer Kindertageseinrichtung ist grundsätzlich nur zum Ende ei-
nes Kindergartenjahres möglich. Eine vorzeitige Kündigung ist unter Einhaltung der Kündi-
gungsfrist nur möglich, wenn ein weiterer Besuch der Einrichtung z.B. durch Umzug oder Er-
krankung des Kindes nicht mehr möglich ist. 
 

(2) Eine Kündigung des Betreuungsverhältnisses erfolgt zum Ende eines Monats mit einer Kündi-
gungsfrist von 4 Wochen. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. 
In Ausnahmefällen kann während des Kindergartenjahres eine Erhöhung oder Reduzierung der 
wöchentlichen Betreuungszeit beantragt werden. 

 

(3) Bei schulpflichtig werdenden Kindern endet der Vertrag in der Kindertageseinrichtung am 31.07. 
des jeweiligen Einschulungsjahres, ohne dass es der Kündigung bedarf. Ein Ausscheiden des 
Kindes aus der Kindertageseinrichtung bzw. aus der Kindertagespflege in der Zeit vom 01.05. 
bis zum 31.07. eines Jahres wird ausgeschlossen. Die Beitragspflicht bleibt für diesen Zeitraum 
unabhängig von der Inanspruchnahme des Platzes bestehen.  
 

(4) Die Kündigung des Betreuungsverhältnisses oder eine Senkung der Betreuungsstunden seitens 
der Stadt Mettmann ist möglich, wenn die Beitragsschuldner ihrer Zahlungspflicht nicht nach-
kommen, das Kind über einen längeren Zeitraum unentschuldigt fehlt, der Besuch nur sehr un-
regelmäßig erfolgt oder wenn die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren 
oder sind. 
 

(5) Kündigungen seitens des Trägers oder der Tagespflegeperson sind in den jeweiligen Betreu-
ungsverträgen geregelt. 

 
 

§ 10 
Mitwirkung der Träger von Tageseinrichtungen bzw. Tagespflegepersonen; 

Datenverarbeitung und Datenschutz 
 

(1) Träger von Tageseinrichtungen für Kinder bzw. Tagespflegepersonen sind verpflichtet, vor Be-
ginn der Betreuung eines Kindes einen Betreuungsvertrag mit den Eltern bzw. mit diesen recht-
lich gleichgestellten Personen abzuschließen. 

 
(2) Zur Erhebung der Kostenbeiträge sowie zur Durchführung der Aufgaben nach dem KiBiz wer-

den folgende personenbezogene Daten von den Trägern der Kindertageseinrichtungen erho-
ben, in automatisierten Dateien gespeichert und der Stadt Mettmann mitgeteilt:  
• Name und Vorname des Kindes  
• Geburtsdatum  
• Geschlecht  
• Familiensprache  
• Familienverhältnisse  
• Namen, Vornamen und Anschriften der Beitragspflichtigen  
• Aufnahmewunsch bzw. -datum- und -dauer des Kindes  
• Zeitlicher Umfang der Betreuung des Kindes  
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(3) Zur Durchführung der Aufgaben nach dem KiBiz werden folgende personenbezogene Daten 

von der Stadt Mettmann erhoben und automatisiert gespeichert: 
• die zur kassenmäßigen Abwicklung erforderliche Daten (z.B. Bankverbindung)  
• Einkommensverhältnisse, Bezug von Sozialleistungen, Unterhaltsregelungen 
• Berechnungsgrundlagen  
Die Löschung der Daten erfolgt gemäß § 84 Sozialgesetzbuch (SGB) Zehntes Buch -  Sozial-
verwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - unverzüglich, sobald ihre Kenntnis für die Erfül-
lung des Zwecks der Speicherung nicht mehr erforderlich ist.  

 
 

§ 11 
Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b Kommunalabgabengesetz NRW han-

delt, wer nach dieser Satzung beitragspflichtig ist, aber entgegen seinen Mitwirkungspflichten 
die in § 8 bezeichneten Angaben unrichtig oder unvollständig macht oder nicht unverzüglich ei-
ne Änderung des Einkommens, die zur Zugrundelegung einer höheren Kostenbeitragsstufe füh-
ren kann, anzeigt oder nicht unverzüglich grundsätzlich vorhandene oder beschaffbare Nach-
weise für die geänderte Einkommenshöhe vorlegt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 1.000 Euro geahndet werden.  
 

(2) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung wird dem örtlichen Rechtsamt übertragen.  
 
 

§ 12 
Bekanntmachung 

 
Durch öffentliche Bekanntmachung dieser Satzung im Ortsrecht der Stadt Mettmann werden die 
betroffenen Beitragspflichtigen über die geänderte Satzung unterrichtet.  

 
 
 
 

§13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.08.2017 in Kraft.  
 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung treten folgende Satzungen zum 31.07.2017 außer Kraft: 
 

 Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Tageseinrichtun-
gen für Kinder in der Stadt Mettmann vom 08.04.2014 

 Satzung über die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Plätzen in der 
Kindertagespflege in der Stadt Mettmann vom 16.12.2014 
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Anlage zu § 6 Absatz 3 der Satzung der Stadt Mettmann über die Erhebung von Elternbeiträgen für 

die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege. 

        Kindertageseinrichtungen: 
     

        

  

Kinder von 3 Jahren bis zur 
Schulplicht 

 

  

Jahres-
einkommen 25 Std. 35 Std. 45 Std. 

 

  

bis 25.000 €              - €               - €               - €  

 

  

bis 37.000 €           47 €            53 €            75 €  

 

  

bis 50.000 €           78 €            86 €          122 €  

 

  

bis 62.000 €         122 €          134 €          187 €  

 

  

bis 75.000 €         160 €          175 €          248 €  

 

  

bis 87.000 €         197 €          219 €          309 €  

 

  

bis 100.000 €         235 €          257 €          370 €  

 

  

bis 115.000 €         258 €          282 €          406 €  

 

  

bis 130.000 €         284 €          310 €          446 €  

 

  

über 130.000 €         312 €          340 €          490 €  

 

        

  

Kinder unter 3 Jahren 

 

  

Jahres-
einkommen 25 Std. 35 Std. 45 Std. 

 

  

bis 25.000 €              - €               - €               - €  

 

  

bis 37.000 €           83 €          116 €          149 €  

 

  

bis 50.000 €         122 €          171 €          219 €  

 

  

bis 62.000 €         162 €          226 €          291 €  

 

  

bis 75.000 €         183 €          255 €          329 €  

 

  

bis 87.000 €         204 €          285 €          378 €  

 

  

bis 100.000 €         235 €          310 €          415 €  

 

  

bis 115.000 €         258 €          340 €          456 €  

 

  

bis 130.000 €         284 €          374 €          501 €  

 

  

über 130.000 €         312 €          411 €          550 €  
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Anlage zu § 6 Absatz 3 der Satzung der Stadt Mettmann über die Erhebung von Elternbeiträgen für 

die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege. 
 

          Kindertagespflege: 
        

          

          Jahres- 
einkommen 

Bis 10 Std. 
(Randzeiten) 15 Std. 20 Std. 25 Std. 30 Std. 35 Std. 40 Std. 45 Std. 50 Std. 

bis 25.000 €                   - €         - €         - €         - €         - €         - €         - €         - €         - €  

bis 37.000 €                34 €      49 €      66 €      83 €    100 €    116 €    132 €    149 €    166 €  

bis 50.000 €                48 €      74 €    98 €    122 €    147 €    171 €    195 €    219 €    244 €  

bis 62.000 €                65 €    98 €    129 €    162 €    194 €    226 €    258 €    291 €    323 €  

bis 75.000 €                74 €    109 €    146 €    183 €    219 €    255 €    292 €    329 €    365 €  

bis 87.000 €                82 €    122 €    163 €    204 €    245 €    285 €    332 €    378 €    420 €  

bis 100.000 €                95 €    141 €    188 €    235 €    273 €    310 €    362 €    415 €    461 €  

bis 115.000 €              103 €    155 €    207 €    258 €    299 €    340 €    398 €    456 €    506 €  

bis 130.000 €              113 €    170 €    227 €    284 €    329 €    374 €    438 €    501 €    557 €  

über 130.000 €              125 €    187 €    250 €    312 €    361 €    411 €    481 €    550 €    611 €  
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Bekanntmachungsanordnung 

 
 
Die vorstehende Satzung, die vom Rat der Stadt Mettmann am 13.12.2016 unter dem Tagesordnungs-
punkt 12 beschlossen wurde, wird hiermit öffentlich bekannt gegeben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt; 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Mettmann, den 18.01.2017 
 
 
gez. 
Thomas Dinkelmann 
 
Bürgermeister  
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6 
Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 

 
über die 

Entgeltordnung der Bäder der Kreisstadt Mettmann 
- Änderung vom 13.12.2016 (Ratsbeschluss) 

 
(1) Eintrittskarten für das Hallenbad und die Sauna sind nur am Kassenautomat des Hallenbades er-

hältlich. Eintrittskarten für das Naturbad können nur an der Naturbadkasse erworben werden. 
(2) Mit Geldwertkarten können alle Einzeltarife für das Hallenbad –außer Saunatarif– bezahlt werden. 
(3) Kinder bis zu einem Alter von einschließlich sechs Jahren haben in Begleitung einer erwachsenen 

Person freien Eintritt. 
Die Tarife für Jugendliche gelten für Jugendliche bis zu einem Alter von einschließlich 16 Jahren, 
für Schüler und Studenten. Sie müssen sich auf Verlangen ausweisen können. 

(4) Innerhalb der Öffnungszeiten ist die Nutzungsdauer nicht beschränkt. Saunabesucher können wäh-
rend des öffentlichen Badebetriebes das Schwimmbad benutzen. 

(5) Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Erstattung von Eintrittsgeldern. 
(6) Inhaber eines Sozialpasses erhalten eine Ermäßigung von 50% zur Einzelkarte, Kinder und Ju-

gendliche, die einen Sozialpass besitzen, wird eine 100%ige Ermäßigung auf den Eintritt in die 
städtischen Bäder gewährt. 

(7) Es gelten die folgenden Tarife –einschließlich der gesetzlichen Mehrwertsteuer–: 
 

 
Tarife ab 

01.01.2017 
Wert 

A.  Hallen- und Naturbad 
  

1.  Einzelkarten 
  

a) Erwachsene 
b) Jugendliche 

4,00 € 
2,50 € 

 

   

2.  Frühschwimmer  
Mo – Fr bis 09.30 Uhr 

  

a) Erwachsene 
b) Jugendliche 

3,50 € 
2,00 € 

 

 
 

Tarife ab 
01.01.2017 

 
Wert 

3.  Abendtarif 
nur Hallenbad 
Mo – Fr ab 20.30 Uhr 

  

a) Erwachsene 
b) Jugendliche 

3,50 € 
2,00 € 

 

   

4.  Familientageskarte 
Hallenbad + Naturfreibad 

 
 

 

2 Erwachsene + 2 Kinder 
2 Erwachsene + 1 Kind 
1 Erwachsener + 2 Kinder 

11,00 € 
 9,00 € 
 7,50 € 

13,00 € 
10,50 € 
 9,50 € 
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 Tarife ab 
01.01.2017 

 
Wert 

5.  Geldwertkarten  
nur Hallenbad 

  

a) Geldwertkarte  20 % 
b) Geldwertkarte  25 % 

50,00 € 
100,00 € 

 60,00 € 
125,00 € 

   

6.  Zehnerkarte  
nur Naturbad  

  

a) Erwachsene 
b) Jugendliche 

35,00 € 
22,00 € 

40,00 € 
25,00 € 

   

7.  Saisonkarte 
nur Naturbad 

Kauf der 
Saisonkarte 

bis 30. Juni 
des Jahres 

Kauf der 
Saisonkarte 

ab 01. Juli 
des Jahres 

a) Erwachsene 
b) Jugendliche 
c) Familienkarte 

100,00 € 
 70,00 € 
230,00 € 

70,00 € 
46,00 € 
150,00 € 

   

8.  Abendtarif  ab 18.00 Uhr 
nur Naturbad 

  

a) Erwachsene 
b) Jugendliche 

3,50 € 
2,00 € 

 

   

9.  Verleih von  
Strandkörben und Liegestühlen  
(Tagestarif)  

  

Strandkorb 
Liegestuhl 

6,00 € 
3,00 € 

 

  

B.  Sauna  

a) Einzelkarte 
b) Zehnerkarte 

12,00 € 
110,00 € 

  

C.  Schwimmunterricht 15 Std. 
 

a) Erwachsene 
b) Kinder und Jugendliche 

80,00 € 
55,00 € 

  

D.  Schulschwimmen pro Schüler 1,50 € 

  

E.  Vereinsschwimmen pro Stunde 
im Variobecken 

20,00 € 

  

F.  Vereinsschwimmen pro Bahn 
im Variobecken im öffentlichen Badebetrieb 

4,00 € 
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Tarife ab 

01.01.2011 

G.  Vereinsschwimmen pro Stunde 
im Lehrschwimmbecken 

6,00 €  

  

H.  Vereinsschwimmen pro Stunde 
im Lehrschwimmbecken im öffentlichen Badebetrieb 
mit kommerzieller Nutzung 

9,00 € 

  

I.  Vereinsschwimmen pro Stunde 
im Variobecken im öffentlichen Badebetrieb 
mit kommerzieller Nutzung 

30,00 € 

  

J. Vereinsschwimmen pro Bahn 
Im Variobecken im öffentlichen Badebetrieb 
mit kommerzieller Nutzung 

6,00 

  

K.  Schwimmschule pro Schwimmbahn 
im Variobecken  

15,00 € 

  

L.  Schwimmschule pro 1/2 Becken 
Lehrschwimmbecken  

7,50 € 

 
(8) Für alle nachweislich im Katastrophenschutz im Sinne des Katastrophenschutzgesetzes tätigen 

Vereine wird auf die Tarife E und G eine Ermäßigung von 100% eingeräumt. 
(9) Diese Entgeltordnung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. Die bisherige Tarifordnung tritt zu diesem Zeit-

punkt außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Neufassung der Entgeltordnung, die vom Rat der Stadt Mettmann am 13.12.2016 
unter dem Tagesordnungspunkt 13 beschlossen wurde, wird hiermit öffentlich bekannt gegeben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt; 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Mettmann, den 18.01.2017 
 
 
gez. 
Thomas Dinkelmann 
 
Bürgermeister  
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7 
Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 

 
über die 

Satzungsänderung für das Jugendamt der Stadt Mettmann 
- Benennung einer Vertreterin/eines Vertreters 

des Integrationsrates Mettmann als beratendes Mitglied 
(Ratsbeschluss vom 13.12.2016) 

 
 
Aufgrund § 7 der Gemeindeordnung des Landes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.07.2015 
(GV. NRW. S. 496) und des § 71 Abs. 5 SGB VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2015 (BGBl. I 
S. 1802) in Verbindung mit § 5 Abs. 3 AG KJHG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12.12.1990 (GV.NRW. S. 664), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17.06.2014 
(GV.NRW. S. 336) wird folgende Änderungssatzung zu der Satzung für das Jugendamt vom 
14.12.2010, letzte Satzungsänderung vom 15.12.2015, beschlossen: 
 
 
§ 1 
 
§ 4 Absatz 1 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und 12 bzw. 13 (s. Abs. 3h) beratende Mit-
glieder an. 
 
 
§ 2 
 
§ 4 Absatz 3 der Satzung wird wie folgt ergänzt: 
 
l) ein/e Vertreter/in des Integrationsrates Mettmann, die/der durch den Integrationsrat Mettmann ge-
wählt wird.  
 
Für die Mitglieder nach Buchstaben c) bis l) ist je eine persönliche Vertretung zu bestellen. 
 
 
§ 3 
 
Diese Änderungen treten am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzungsänderung, die vom Rat der Stadt Mettmann am 13.12.2016 unter dem  
Tagesordnungspunkt 7 beschlossen wurde, wird hiermit öffentlich bekannt gegeben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt; 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Mettmann, den 18.01.2017 
 
 
gez. 
Thomas Dinkelmann 
 
Bürgermeister  
 
 
 


